
Der Abstimmungssonntag vom 14. Juni war 
für den Wirtschaftsstandort Zürich ein 
wichtiges Signal. Die Schweiz hat die Ini-

tiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» abgelehnt. 
Besonders deutlich fiel das Nein im Kanton Zürich 
aus. Das ist erfreulich. Ein starrer Bevölkerungs-
deckel hätte die Schweiz in Konflikt mit dem bila-
teralen Weg geführt und den Zugang zu Arbeits-
kräften erschwert.

Damit ist die Debatte jedoch nicht erledigt. Ein 
Ja-Anteil von über 45 Prozent zeigt, dass viele 
Menschen mit der Dynamik der letzten Jahre 
hadern. Sie erleben steigende Mieten, volle Züge, 
Staus und knappe Schulräume. Diese Sorgen 
verdienen eine politische Antwort – aber nicht in 
Form eines starren Deckels.

Zürich ist auf stabile bilaterale Beziehungen zur 
EU und auf Fachkräfte angewiesen. Die demo-
grafische Entwicklung verschärft diese Abhän-
gigkeit, weil mehr Menschen aus dem Arbeits-
markt ausscheiden, als Junge nachrücken. Nun 
müssen die Hausaufgaben gemacht werden: Es 
braucht raschere und konsequentere Verfahren 
im Asyl- und Wegweisungsbereich, vorausschau-
ende Infrastrukturplanung, eine leistungsfähige 
Bildung, eine bessere Nutzung des inländischen 
Arbeitskräftepotenzials und einen Wohnungs-
markt, der auf die hohe Nachfrage mit zusätz-
lichen Angeboten reagieren kann.

Gerade deshalb sind auch die Zürcher Ent-
scheide zu den Wohnvorlagen bedeutsam. Die 

Stimmberechtigten haben die Wohnschutzinitia
tive und die Wohnungsinitiative abgelehnt. Da-
mit haben sie weitgehende staatliche Eingriffe 
in den Wohnungsmarkt verworfen: Mietzinsvor-
gaben, Bewilligungspflichten und eine kantonale 
Wohnbaugesellschaft. Alle diese Massnahmen 
hätten keinen neuen Wohnraum geschaffen.  
Im Gegenteil: Sie hätten die Unsicherheit für In-
vestitionen erhöht und jene Erneuerung ausge-
bremst, die Zürich braucht.

Gleichzeitig wurden die Gegenvorschläge an-
genommen. Auch das ist ein Auftrag. Die Politik 
soll handeln, aber mit Instrumenten, die tatsäch-
lich mehr Wohnungen ermöglichen: kürzere Be-
willigungsverfahren, weniger Einsprachen ohne 
substanzielles öffentliches Interesse, gute Rah-
menbedingungen für Verdichtung.

Darum ist klar: Der Abstimmungssonntag bedeu-
tet keinen Freipass für Untätigkeit. Er war ein  
Votum gegen Scheinlösungen und für eine Politik, 
die Wachstum gestaltet. Die Zürcher Handels-
kammer setzt sich weiterhin ein: für offene Märk-
te, stabile Beziehungen zur EU, genügend Fach-
kräfte und mehr Wohnraum. Standortpolitik 
gelingt nur, wenn wirtschaftliche Erfordernisse 
und gesellschaftliche Akzeptanz gleichermassen 
berücksichtigt werden. 

RAPHAËL TSCHANZ,  
DIREKTOR ZÜRCHER HANDELSKAMMER
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Generalversammlung 2026: 
Wohlstand braucht Vertrauen
Die 153. Generalversammlung der Zürcher Handelskammer 
vom 29. Juni 2026 stand ganz im Zeichen der Frage, wie 
Wohlstand, Wettbewerbsfähigkeit und gesellschaftlicher 
Zusammenhalt auch in Zukunft gesichert werden können. 
Rund 220 Mitglieder sowie Gäste aus Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft versammelten sich im Swiss Re Next  
Auditorium, um die Geschäfte des vergangenen Jahres zu 
behandeln und aktuelle Herausforderungen für den Wirt-
schaftsstandort Zürich zu diskutieren.

In ihrer Eröffnungsrede sprach Präsidentin Dr. 
Karin Lenzlinger über die aktuellen Herausfor-
derungen für den Wirtschaftsstandort Zürich. 
Angesichts geopolitischer Spannungen, wirt-
schaftlicher Unsicherheiten und tiefgreifender 
gesellschaftlicher Veränderungen plädierte sie 
dafür, den Blick konsequent nach vorne zu richten. 
Zürich verfüge über hervorragende Vorausset-
zungen – als innovativer, international vernetz-
ter und attraktiver Wirtschaftsstandort. Damit 
dies auch künftig so bleibe, brauche es jedoch den 
Willen, Veränderungen aktiv zu gestalten und die 
richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen.

Ausgangspunkt ihrer Überlegungen bildete eine 
gemeinsame Bevölkerungsbefragung der Zürcher 
Handelskammer und des Amts für Wirtschaft. 
Diese zeige einerseits eine hohe Wertschätzung 
der Zürcher Wirtschaft, andererseits aber eine 
sinkende Unterstützung für wirtschaftspolitische 
Anliegen. Lenzlinger warb deshalb für ein offe-
nes, faktenbasiertes Verständnis der Rolle der 
Wirtschaft und für eine Grundhaltung, die auf 
Optimismus für die Zukunft und das Vertrauen in 
die eigenen Fähigkeiten beruht. Ebenso betonte 
sie die Relevanz von Sicherheit, internationaler 
Zusammenarbeit und langfristigem Denken, um 
den Wohlstand der kommenden Generationen  
zu sichern.

Wieder- und Zuwahlen in den Vorstand
Im anschliessenden statutarischen Teil geneh-
migten die Mitglieder den Jahresbericht und die 
Jahresrechnung 2025 und erteilten Vorstand 
und Direktion Décharge. Zudem bestätigten sie  
Dr. Karin Lenzlinger als Präsidentin für eine wei-
tere Amtsdauer.

Gleichzeitig kam es zu Veränderungen im 
Vorstand. Die Zürcher Handelskammer verab-
schiedete vier langjährige Vorstandsmitglieder:  
Dr. Andres Iten (Faigle AG), Dr. Christian Keller 
(IBM Schweiz), Juan Beer (Zurich Schweiz) und 
Nic Dreckmann (Julius Bär Gruppe AG). Neu  
in den Vorstand gewählt wurden Katharina 
Göppinger (IBM Schweiz), Prof. Dr. Regula Jöhl 
(ZHAW), Bianca Pestalozzi-Houchangnia (On 
AG) sowie Milan Prenosil (Sprüngli AG).

Interview mit Bundesrat Martin Pfister
Ein besonderer Höhepunkt des Abends war das 
Gespräch mit Bundesrat Martin Pfister, das von 
Lukas Mäder, Redaktor Technologie & Geopolitik 

Dr. Karin Lenzlinger, Präsidentin der Zürcher Handelskammer,  
eröffnete die 153. Generalversammlung. Bild: André Springer
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bei NZZ Pro, moderiert wurde. Im Zentrum stan-
den die geopolitischen Entwicklungen der vergan-
genen Jahre, die sicherheitspolitischen Heraus-
forderungen für die Schweiz, neue Bedrohungen 
im Bereich der Cybersicherheit sowie Fragen zur 
Finanzierung der Armee. Die anschliessende Fra-
gerunde zeigte das grosse Interesse der Anwe-
senden an diesen Themen und bot Gelegenheit 
für einen direkten Austausch mit dem Bundesrat.

Bundesrat Martin Pfister im Gespräch mit Lukas Mäder, Redaktor 
Technologie & Geopolitik bei NZZ Pro. Das Publikum verfolgte die 
Diskussion zu sicherheitspolitischen Herausforderungen, Cyber
sicherheit und der Finanzierung der Armee. Bild: André Springer

Bundesrat Martin Pfister begrüsst Schülerinnen und Schüler einer 
Klasse, die an den Wirtschaftswochen der Zürcher Handelskam-
mer teilgenommen hat. Bild: André Springer

Gruppenbild mit Gianfranco Lot, Country President Switzerland und Chief Underwriting Officer P&C Reinsurance bei Swiss Re,  
Dr. Karin Lenzlinger, Präsidentin der Zürcher Handelskammer, Dr. Cornelia Stamm Hurter, Regierungspräsidentin und Vorsteherin des 
Finanzdepartements des Kantons Schaffhausen, Carmen Walker Späh, Regierungspräsidentin und Vorsteherin der Volkswirtschafts
direktion des Kantons Zürich, sowie Raphaël Tschanz, Direktor der Zürcher Handelskammer. Bild: André Springer

Beim abschliessenden Apéro riche wurden die 
Diskussionen in informellem Rahmen fortge-
setzt. Die Generalversammlung bot damit auch 
Raum für persönliche Begegnungen und den 
Austausch über die Zukunft des Wirtschafts-
standorts Zürich. zhk.ch  

https://www.zhk.ch/de/wirtschaft-und-politik/news/generalversammlung-2026-wohlstand-braucht-vertrauen.html
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Starker Rückhalt für die Luftfahrt
Eine neue Sotomo-Studie zeigt: Die Bevölkerung steht der 
Luftfahrt pragmatischer gegenüber, als es manche Debatte 
vermuten lässt. Für Zürich ist der Befund besonders klar: 
Das interkontinentale Drehkreuz hat breiten Rückhalt. Die 
Mobilitätsbon-Initiative zielt an den Prioritäten vorbei.
ANDREAS SCHÜRER

Über die Luftfahrt wird in der Schweiz oft laut 
gestritten. Das gilt besonders im Kanton Zürich. 
Der Flughafen Zürich verbindet wirtschaftliche 
Bedeutung, regionale Betroffenheit und Klima-
fragen wie kaum eine andere Infrastruktur. Umso 
wichtiger ist eine nüchterne Grundlage. Eine neue 
repräsentative Sotomo-Studie im Auftrag von 
Aviationsuisse liefert sie.

Der Befund ist deutlich: 61 Prozent bewerten 
Flugreisen positiv, 67 Prozent sehen die Luftfahrt 
eher als Chance denn als Belastung. Vier von fünf 
Befragten halten sie für wichtig für die Schweizer 
Wirtschaft. Direktverbindungen sind für 76 Pro-
zent wichtig. Auch die Bevölkerung sieht es of-
fensichtlich so: Für ein kleines, exportorientiertes 
Land sind Zeit und eine gute Erreichbarkeit zent-
rale Standortfaktoren.

Besonders relevant ist dies für Zürich. Der Flug‑ 
hafen Zürich ist das einzige interkontinentale 
Drehkreuz der Schweiz. Er verbindet nicht nur 
den Grossraum Zürich, sondern das ganze Land 
direkt mit zentralen Wirtschaftsräumen auf der 
Welt. Diese Rolle wird erkannt: 79 Prozent mes-
sen dem Drehkreuz am Flughafen Zürich eine 
grosse wirtschaftliche Bedeutung zu. Zürich ist 
also auch in den Augen der Schweizer Bevölke-
rung eine Schlüsselinfrastruktur von nationaler 
Tragweite.

Diese Bedeutung darf in der kantonalen Debatte  
nicht untergehen. Der Flughafen Zürich ist  
Arbeitsplatz, Verkehrsknoten, Dienstleistungs-
zentrum und Tor zur Welt. Zugleich zeigt die 
Studie, dass die Lärmdebatte mit Augenmass 
geführt werden muss. In der Flughafenregion Zü-
rich empfinden 8 Prozent den Fluglärm als sehr 
belastend, 26 Prozent als eher belastend. Das ist 
ernst zu nehmen, rechtfertigt aber keine Politik, 
die den Flughafen unter Generalverdacht stellt.

Die heutigen Betriebszeiten sind sehr gut  
abgestützt
Klar sind auch die Resultate bei den Betriebs-
zeiten. Schweizweit beurteilen 57 Prozent die 
heutige Nachtruhe-Regelung als genau richtig, 
weitere 22 Prozent als eher oder klar zu streng. 
Nur 19 Prozent halten sie für zu locker. Auch bei 
steigender Nachfrage lehnt eine klare Mehrheit 
eine Ausweitung der Betriebszeiten ab. Eine wei-
tere Verkürzung findet ebenfalls keinen Rückhalt. 
Das Resultat ist klar: Die Bevölkerung will keine 
Expansion um jeden Preis. Sie will Stabilität auf 
dem jetzigen Niveau.

Für Zürich ist dieser Punkt zentral. Ein Dreh-
kreuz funktioniert nur mit verlässlichen Betriebs-
fenstern. Die halbe Stunde zwischen 23 und 
23.30 Uhr ist von grosser Bedeutung. Sie dient 
dem Verspätungsabbau und damit der Stabili-
tät des Gesamtsystems. Weitere Einschränkun-
gen würden nicht nur den Flughafen treffen. 
Sie würden die internationale Erreichbarkeit der 
Schweiz gefährden. Deshalb ist es erfreulich und 
klar im Sinne der Bevölkerungsmehrheit, auch in 
der Flughafenregion, dass der Kantonsrat im Juni 
2026 die Nachtruhe-Initiative abgelehnt hat, die 
fix einen Betriebsschluss um 23 Uhr forderte.

Fundierte Studie eines unabhängigen Instituts
Auch methodisch steht die Studie auf solidem 
Fundament. Das Forschungsinstitut Sotomo hat 
zwischen dem 22.  Januar und dem 5.  Februar 
2026 insgesamt 3’734 Personen befragt, darun-
ter 1’210 Anwohnerinnen und Anwohner der Flug-
hafenregionen Zürich, Basel und Genf; in Zürich 
waren es 673. Die Daten wurden bereinigt, kon-

7 712 57 15

Klar zu locker Eher zu locker Genau richtig
Weiss nicht Eher zu strikt Klar zu strikt
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Bewertung der momentanen Nachtflug-Sperre 
«Wie bewerten Sie die aktuelle Nachtruhe-Sperre?»
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trolliert und nach zentralen Merkmalen gewich-
tet: Geschlecht, Alter, Bildung, politische Orien-
tierung, Sprachregion und Flughafenregion. Das 
95-Prozent-Konfidenzintervall beträgt plus/mi-
nus 1,6 Prozentpunkte. Das ist kein Gefälligkeits-
gutachten, wie Kritiker reflexartig monierten. 
Das ist sozialwissenschaftliches Handwerk nach 
den gängigen Regeln unabhängiger Institute.

Forderungen der Mobilitätsbon-Initiative  
stossen auf Ablehnung
Gerade beim Klima zeigt sich die Bevölkerung 
differenziert. 72 Prozent sehen die internationale 
Politik in der Hauptverantwortung. 69 Prozent 
bevorzugen internationale Regeln statt natio-
naler Alleingänge. Zugleich setzen die Befrag-
ten auf technische Lösungen: 77 Prozent halten  
effizientere Flugzeuge für zielführend, 71 Prozent 
nachhaltige Treibstoffe. CO2-Abgaben auf Flug-
tickets werden dagegen von 71 Prozent als wenig 
oder gar nicht wirksam beurteilt.

Hier liegt die direkte Verbindung zur sogenann-
ten Mobilitätsbon-Initiative der Umweltorgani-
sation umverkehR. Sie will eine Flugticketabgabe 
einführen und die Einnahmen für den öffentlichen 
Verkehr sowie eine Rückverteilung an die Bevöl-
kerung verwenden. Genau dieses Modell trifft die 
Präferenzen der Bevölkerung schlecht. Sollte es 
zu einer Flugticketabgabe kommen, möchten  
51 Prozent der Befragten die Mittel in klima-
freundliche Treibstoffe investieren, 47 Prozent in 
Innovationen innerhalb der Luftfahrt. Für den öf-
fentlichen Verkehr sprechen sich 37 Prozent aus, 
für eine Rückverteilung lediglich 17 Prozent.

Die ökologische Transformation der Luftfahrt 
wird teuer. Nachhaltige Treibstoffe, neue Flug-
zeuge, effizientere Prozesse und bessere Infra-
struktur kosten Milliarden. Es wäre widersinnig, 
der Luftfahrt mit einer nationalen Ticketabgabe 
Mittel zu entziehen und diese dann anderswo zu 
verteilen. Klimapolitik, die wirken will, muss Emis-
sionen im Luftverkehr reduzieren.

Für die Politik ergeben sich daraus drei Folgerun-
gen: Die heutigen Betriebszeiten der Landesflug-
häfen sind zu sichern. Die internationale Anbin-

Nutzen der Flugticketabgabe 
«Sollte es zu einer Flugticketabgabe kommen, worin sollten 
finanzielle Mittel investiert werden?»
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Als Rückverteilung in die Bevölkerung

dung ist als nationales Interesse zu behandeln. 
Und Klimaschutz in der Luftfahrt muss auf Inno-
vation und internationale Koordination setzen. 
Nationale Symbolabgaben mit Umverteilung in 
andere Zwecke helfen weder dem Klima noch 
dem Standort.

Die Studie ersetzt keine politische Güterab-
wägung. Sie macht aber klar, wo die Bevölkerung 
steht: pragmatisch, mehrheitlich luftfahrtaffin, 
klimapolitisch anspruchsvoll, aber skeptisch 
gegenüber Symbolpolitik. Für Zürich ist das ein 
wichtiges Signal. zhk.ch  

KLARE ABSAGE AN DEN  
BEVÖLKERUNGSDECKEL

Die Schweizer Stimmberechtigten haben 
die Volksinitiative «Keine 10-Millionen-
Schweiz!» der SVP mit 54,8 Prozent Nein-
Stimmen abgelehnt. Im Kanton Zürich 
fiel die Ablehnung mit 60,0 Prozent sogar 
noch deutlicher aus. 

Eines ist klar: Die Vorlage hat die Bevölkerung 
bewegt. Entsprechend intensiv wurde der Ab-
stimmungskampf geführt: Initiativkomitee und 
Gegenkomitee lieferten sich über Monate eine 
engagierte und teilweise hart geführte Ausein-
andersetzung über die künftige Entwicklung der 
Schweiz. Auch die ZHK bot mit einer grossen  
Podiumsdiskussion im Mai eine Plattform für den 
Dialog. Das Resultat der Abstimmung zeigt, dass 
eine Mehrheit keinen starren Bevölkerungsdeckel 
will und weiterhin auf die Stärken eines offenen 
und wettbewerbsfähigen Standorts setzt.

Die Ablehnung der Initiative ist aus Sicht der 
Zürcher Handelskammer ein wichtiges Signal. 
Das Stimmvolk hat sich gegen eine Vorlage ent-
schieden, die weder den Herausforderungen 
des Bevölkerungswachstums gerecht geworden 
wäre noch praktikable Lösungen für bestehende 
Probleme angeboten hätte. Stattdessen hätte 
sie den Handlungsspielraum der Schweiz einge-
schränkt und zentrale wirtschaftliche Interessen 
gefährdet.

Für eine international vernetzte Wirtschaft ist 
der Zugang zu qualifizierten Arbeitskräften von 
grosser Bedeutung. Unternehmen sind darauf 
angewiesen, offene Stellen besetzen und auf 
das Know-how spezialisierter Fachkräfte zurück-
greifen zu können. Das gilt insbesondere in Bran-
chen, die bereits heute mit Fachkräftemangel 
konfrontiert sind. 

ZHK News

https://www.zhk.ch/de/wirtschaft-und-politik/news/sotomo-studie-zeigt-breiten-rueckhalt-fuer-die-luftfahrt.html
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Standortqualität sichern
Die Ablehnung der Initiative bedeutet nicht, dass 
die mit dem Bevölkerungswachstum verbunde-
nen Herausforderungen verschwinden. Themen 
wie Wohnraum, Verkehrsinfrastruktur oder die 
Belastung öffentlicher Einrichtungen bleiben 
auf der politischen Agenda. Die Initiative hätte  
jedoch keine wirksamen Antworten auf diese 
Fragen geliefert.

Entscheidend ist nun, die Standortqualität 
der Schweiz weiterzuentwickeln und bestehende 
Engpässe gezielt anzugehen. Dazu gehören leis-
tungsfähige Infrastrukturen, ein funktionieren-
der Wohnungsmarkt sowie attraktive Rahmen-
bedingungen für Unternehmen. Nur so kann die 
Schweiz ihre Wettbewerbsfähigkeit langfristig 
sichern und ihre wirtschaftlichen Stärken be-
wahren.

Die Ablehnung des Bevölkerungsdeckels ist da-
bei kein Freipass für Untätigkeit in der Zuwande-
rungspolitik. Entscheidend ist, dass die Zuwan-
derung weiterhin primär dort erfolgt, wo der 
Arbeitsmarkt sie braucht, und dass Wohnraum, 
Verkehr und öffentliche Einrichtungen mit dieser 
Entwicklung Schritt halten. Wie Fehlanreize  
reduziert und Folgekosten fair verteilt werden 
können, bleibt eine politische Aufgabe. Auch 
marktwirtschaftliche Lenkungsinstrumente ge-
hören in diese Diskussion.

Offenheit als Erfolgsfaktor
Das Abstimmungsresultat zeigt, dass eine Mehr-
heit der Bevölkerung den wirtschaftlichen Erfolg 
der Schweiz nicht durch starre Grenzen gefähr-
den will. Offenheit, internationale Vernetzung 
und verlässliche Beziehungen zu den wichtigs-
ten Handelspartnern bleiben zentrale Erfolgs-

Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz! 
(Nachhaltigkeitsinitiative)»

Abstimmungsresultate

faktoren. Die Zürcher Handelskammer wird sich  
weiterhin dafür einsetzen, dass diese Stärken er-
halten bleiben. zhk.ch 

NACH DEM NEIN: ZÜRICH  
MUSS MEHR WOHNRAUM  
ERMÖGLICHEN

Der Abstimmungssonntag vom 14. Juni 
hat im Kanton Zürich klare wohnpolitische 
Entscheide gebracht. Die Zürcher Stimm-
berechtigten lehnten die Wohnschutz-Ini-
tiative mit 57,3 Prozent Nein ab. Auch die 
Wohnungsinitiative scheiterte deutlich, 
mit 59,7 Prozent Nein. Gleichzeitig wurden 
die beiden Gegenvorschläge angenommen.

Für die Zürcher Handelskammer ist dieses Re-
sultat erfreulich. Die Stimmberechtigten haben 
weitgehenden staatlichen Eingriffen in den Woh-
nungsmarkt eine Absage erteilt. Sie haben sich 
nicht für Mietzinsdeckel, neue Bewilligungspflich-
ten und eine kantonale Wohnbaugesellschaft 
entschieden, sondern für einen pragmatischeren 
Weg: mehr Schutz bei einschneidenden Kündi-
gungen, bessere Rahmenbedingungen für den 
Wohnungsbau und den Auftrag, Planungs- und 
Bewilligungsverfahren zu vereinfachen.

Quelle: Statistisches Amt Kanton Zürich

Quelle: Statistisches Amt Kanton Zürich

Kantonale Volksinitiative «Bezahlbare  
Wohnungen schützen. Leerkündigungen  
stoppen (Wohnschutz-Initiative)»

https://www.zhk.ch/de/wirtschaft-und-politik/news/medienmitteilung-vom-14062026-klares-nein-zu-den-linken-wohn-initiativen.html


707–08/26
STIMME DER WIRTSCHAFT

Damit ist die wohnpolitische Debatte allerdings 
nicht beendet. Die Wohnungsknappheit bleibt 
eine der grossen Herausforderungen des Kantons 
Zürich. Sie betrifft nicht nur Mieterinnen und Mie-
ter, Familien und junge Menschen auf Wohnungs-
suche. Sie betrifft auch die Unternehmen. Wer 
Arbeitskräfte gewinnen und halten will, ist auf ein 
ausreichendes und preiswertes Wohnraumange-
bot angewiesen. Wohnen ist deshalb längst auch 
ein Standortfaktor.

Gerade deshalb wäre es falsch, den Abstim-
mungssonntag als Schlussstrich zu verstehen. 
Das Resultat ist vielmehr ein Auftrag. Der Kanton 
Zürich braucht mehr Wohnraum, schnellere Ver-
fahren, weniger bürokratische Hürden und ver-
lässliche Rahmenbedingungen für Investitionen. 
Nötig ist eine Politik, die das Bauen ermöglicht, 
statt es zusätzlich zu erschweren. Wohnraum, 
auch preiswerter, entsteht nicht durch immer neue 
Regulierung allein, sondern vor allem dort, wo zu-
sätzlicher Wohnraum realisiert werden kann.

Die Zürcher Handelskammer wird sich weiterhin 
für konstruktive Lösungen einsetzen. Die Platt-
form «Fürschi Züri» führt die Diskussion weiter – 
faktenbasiert, lösungsorientiert und mit Blick auf 
einen attraktiven Wirtschafts- und Lebensraum 
Zürich. zhk.ch 

Abonnieren Sie den Newsletter  
von «Fürschi Züri» und bleiben 
Sie über die weiteren Arbeiten 
und politischen Entwicklungen 
informiert.

Kantonale Volksinitiative für mehr günstige  
und gemeinnützige Wohnungen («Wohnungs
initiative»)

FÜNF FRAGEN AN…  
DORIS MEIER, KANTONSRÄTIN 
(FDP) UND VORSTANDS- 
MITGLIED ZHK

Die Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz» wurde 
abgelehnt. Gut 45 Prozent der Stimmenden unter-
stützten sie jedoch. Wo drückt bei einem so gros-
sen Teil der Bevölkerung der Schuh – und welche 
Antworten muss die nationale Politik nun geben?
Das Nein ist ein wichtiges Bekenntnis zum Wirt-
schaftsstandort Schweiz. Ein starrer Zuwande-
rungsdeckel wäre die falsche Antwort gewesen. 
Er hätte Betriebe, Pflege, Gewerbe und KMU direkt 
getroffen. Die 45 Prozent Ja-Stimmen dürfen wir 
dennoch nicht als Protest abtun: Viele Menschen 
spüren Druck auf Wohnungsmarkt, Verkehr, Schu-
len und Gesundheitswesen. Die nationale Politik 
muss dort handeln, wo sie steuern kann: mit  
raschen Verfahren im Bauwesen, glaubwürdiger 
Asylpolitik, klarer Ordnung beim Schutzstatus S 
und Investitionen in die Infrastruktur.
 
Im Kanton Zürich ist das Bevölkerungswachstum 
besonders spürbar, etwa auf dem Wohnungs-
markt, im Verkehr und bei den Infrastrukturen. 
Welche Handlungsmöglichkeiten haben Kanton 
und Gemeinden, um die mit der Zuwanderung 
verbundenen Herausforderungen anzugehen, 
ohne den Zugang der Wirtschaft zu benötigten 
Arbeits- und Fachkräften zu gefährden?
Kanton und Gemeinden müssen Wachstum aktiv 
gestalten, nicht die Zuwanderung zum Sünden-
bock machen. Zürich braucht Fachkräfte – in 
Pflege, Gewerbe, Industrie und KMU. Darum 
müssen wir schneller Wohnraum schaffen, Ver-
kehr und Infrastrukturen vorausschauend aus-
bauen und Baubewilligungen beschleunigen. Ver-
dichtung an gut erschlossenen Lagen ist zentral. 
Der Bund muss die Zuwanderung ausserhalb des 
Arbeitsmarkts, besonders im Asylbereich und 
beim Schutzstatus S, glaubwürdig ordnen.

Die Zürcher Stimmbevölkerung hat sowohl die 
Wohnungsinitiative als auch die Wohnschutz- 
Initiative abgelehnt, den beiden Gegenvorschlä-
gen jedoch zugestimmt. Wie interpretieren Sie 
dieses differenzierte Verdikt?

Quelle: Statistisches Amt Kanton Zürich

https://www.zhk.ch/de/wirtschaft-und-politik/news/medienmitteilung-vom-14062026-klares-nein-zu-den-linken-wohn-initiativen.html
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Ich lese das Resultat als klares Signal: Die Bevöl-
kerung anerkennt die Wohnungsknappheit, will 
aber keine flächendeckende Regulierung, keinen 
Mietzinsdeckel und keinen Staat, der mit Mil-
lionen selbst zum Marktakteur wird. Die Gegen-
vorschläge setzen gezielt an und verpflichten die 
Politik, bessere Rahmenbedingungen für mehr 
Wohnraum zu schaffen. Genau diese Linie habe 
ich im Kantonsrat vertreten: Schutz mit Augen-
mass – aber keine Investitionsbremse.

Wohnraum bleibt im Kanton Zürich knapp. 
Welche konkreten politischen Reformen sind 
nun nötig, damit schneller und dichter gebaut 
werden kann?
Wir müssen beim Angebot ansetzen. Wer be-
zahlbares Wohnen will, muss Bauen ermöglichen. 
Dazu gehören verbindliche Fristen, weniger Sistie-
rungen, ein ausgebautes Anzeigeverfahren, digi-
tale Bewilligungsverfahren und der Abbau unnö-
tiger Auflagen. Einsprachen dürfen Projekte aber 
nicht jahrelang blockieren. Es muss uns gelingen, 
dass die Bevölkerung die Chancen einer Verdich-
tung erkennt. Sie kann Quartiere beleben – mit 
Kundschaft für Bäckerei, Metzgerei, Kita, Laden 
und Gewerbe.

Hinter Ihnen liegt ein politisch reich befrachtetes 
erstes Halbjahr. Wie finden Sie in den Sommer-
wochen Ausgleich – und welche politischen Dos-
siers werden Sie danach besonders beschäftigen?
Die Wohnpolitik wird mich nach dem Sommer 
weiter beschäftigen. Mir ist wichtig, dass wir die 
Gegenvorschläge pragmatisch umsetzen – mit 
Gemeinden, Bauwirtschaft, Genossenschaften, 
Eigentümern und Mieterseite. Ideologie bringt 
keine zusätzliche Wohnung; Zusammenarbeit 
schon. Daneben bleiben Verkehr, Standortpolitik 
und gute Rahmenbedingungen für KMU zentrale 
Themen. Ausgleich finde ich in Arosa, wo ich auf-
gewachsen bin: Berge, kühle Luft und Abstand 
zum Alltag geben mir Energie für die zweite Jah-
reshälfte.  zhk.ch  

INTERNATIONALE GROSSUN-
TERNEHMEN SIND ZENTRAL 
FÜR DIE ZÜRCHER WIRTSCHAFT

Internationale Grossunternehmen stehen 
oft in der Kritik. Eine neue Studie zeigt: Sie 
sind zentral für unsere Wettbewerbsfähig-
keit, unseren Wohlstand und damit unsere 
hohe Lebensqualität.
Internationale Grossunternehmen gehören zu 
den profitabelsten, innovativsten und produk-
tivsten Unternehmen. Sie sind für eine Region in 
verschiedener Hinsicht wertvoll: Sie zahlen über-
durchschnittlich hohe Löhne, erwirtschaften einen 
erheblichen Anteil der regionalen Wertschöpfung 
und investieren viel in Forschung und Entwicklung. 

Durch die enge Zusammenarbeit mit der lokalen 
Wirtschaft stärken sie zudem auch deren Produk-
tivität, Wettbewerbsfähigkeit und den Zugang zu 
internationalen Märkten.

Doch die jüngste Bevölkerungsbefragung der 
Zürcher Handelskammer und des kantonalen 
Amts für Wirtschaft (AWI) zeigt: Fast die Hälfte 
der Zürcherinnen und Zürcher sind der Meinung, 
die Zürcher Wirtschaft wäre auch ohne sie er-
folgreich. Sind in Zürich also effektiv nur die KMU 
das viel zitierte «Rückgrat der Wirtschaft»? Das 
versucht eine neue Studie des AWI erstmals zu 
quantifizieren.

Bedeutende Arbeitgeber und Steuerzahler
Die Daten zeigen: Die rund 600 Grossunterneh-
men – weniger als 1 Prozent aller Unternehmen 
– schaffen 39 Prozent der Stellen (VZÄ) im Kan-
ton und tragen 42 Prozent zur kantonalen Wert-
schöpfung bei. Grossunternehmen weisen auch 
die höchste Arbeitsproduktivität aus.

Sie stemmen zudem mehr als die Hälfte der kan-
tonalen Gewinnsteuererträge. Schweizweit be-
zahlen die grössten 0,5 Prozent der Unternehmen 
gar 75 Prozent der Gewinnsteuererträge. Kleinere 
Unternehmen weisen dank Abzugsmöglichkeiten 
oft gar keinen steuerbaren Gewinn aus.

Quelle: STATENT und VGR, Berechnungen EBP.

Wenige mittlere und grosse Unternehmen schaffen den 
grössten Teil der Arbeitsplätze und der Wertschöpfung im 
Kanton Zürich (2023) 
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Zentrale Auftraggeber, Kunden und Innovations-
partner
Daneben nehmen Grossunternehmen auch eine 
zentrale Rolle im Ökosystem der Zürcher Wirt-
schaft ein. Zürcher Unternehmen erzielen fast 
zwei Drittel ihres Umsatzes im Geschäft mit 
anderen Unternehmen (B2B). Grossunterneh-
men sind dabei oft Erbringer fundamentaler und  
systemkritischer Infrastruktur für kleinere Be-
triebe. Zudem beziehen sie diverse Vorleistungen 
von kleineren Betrieben.

Swiss Re etwa unterhält knapp 1’000 Zuliefer-
beziehungen, davon über die Hälfte mit Zürcher 
Unternehmen. Swiss Re bezieht jährlich Waren 
und Dienstleistungen im Wert von über einer  
halben Milliarde Franken. Drei Viertel davon ent-
fallen auf Zürcher Unternehmen.

Grossunternehmen sind auch für den For-
schungs- und Innovationsstandort Zürich zentral. 
Google arbeitet in vielen Bereichen eng mit der 
ETH Zürich zusammen und leistet einen wesent-
lichen Beitrag zur dynamischen Startup-Szene in 
Zürich. KMU gehen deutlich weniger Forschungs-
kooperationen ein.

Die Studie zeigt: Das Bild in der Zürcher Bevölke-
rung zur wirtschaftlichen Relevanz internationa-
ler Grossunternehmen ist stark verzerrt. Faktisch 
sind sie zentral für unsere Prosperität. Wollen wir 
diese auch in Zukunft erhalten und wettbewerbs-
fähig bleiben, müssen wir – neben den KMU – 
auch ihnen wieder mehr Sorge tragen.   zhk.ch  

GEOPOLITIK UND  
REGULIERUNG BREMSEN  
ZÜRCHER UNTERNEHMEN

Zürcher Unternehmen stehen weiterhin 
unter Druck: Die unsichere geopolitische 
Lage führt zu vorsichtigen Investitions- 
und Personalentscheiden. Mit Anpassun-
gen in den Lieferketten oder durch Rück-
griffe auf Lagerbestände konnten sie die 
grössten Preisschocks abfedern. Neben 
der Geopolitik nennen die Unternehmen 
die regulatorische Belastung als zentrale 
Herausforderung.

Die Geschäftslage der Zürcher Unternehmen hat 
sich in den letzten Monaten weiter leicht ver-
schlechtert. Das zeigen aktuelle Umfragen der 
Zürcher Kantonalbank, economiesuisse und der 
Zürcher Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften – letztere in Partnerschaft mit der  
Zürcher Handelskammer. Trotzdem zeigt sich die 
Geschäftslage über alle Branchen hinweg besser, 

als das die Unternehmen selbst vor einigen Mo-
naten erwartet hatten. 

Starker Franken und schwache Nachfrage  
belasten Unternehmen
Die Lage rund um die Strasse von Hormus hat 
die Unsicherheit an den globalen Märkten er-
höht. Höhere Energie- und Transportkosten 
belasten die Aussichten zusätzlich. Der starke 
Franken und die schwache Nachfrage treffen vor 
allem die Zürcher Industrie sowie den Gross- und 
Detailhandel. Binnenmarktorientierte Sektoren 
sind weniger betroffen, wie Analysen der Zürcher 
Handelskammer zeigen. Weil die Lage rund um 
die Strasse von Hormus bis auf Weiteres unsi-
cher bleibt, blicken Zürcher Unternehmen weiter-
hin verhalten in die Zukunft.

Unternehmen setzen auf Risikominimierung
Die befragten Unternehmen verzichten bis auf 
Weiteres weitgehend auf Investitionen und stel-
len kaum zusätzliches Personal ein. Gleichzeitig 
konnten viele ihre Lieferketten diversifizieren und 
greifen auf bestehende Lagerbestände zurück, 
statt neue Vorprodukte zu höheren Preisen ein-
zukaufen. Damit konnten viele Unternehmen die 
Belastung begrenzen und ihre Margen weitge-
hend stabil halten. Rund ein Drittel der Unterneh-
men will zudem ihre Abhängigkeit von einzelnen 
Absatzmärkten reduzieren.

KI und Digitalisierung: Chancen und Hemmnisse
Neben den Risiken erkennen Zürcher Unterneh-
men auch Chancen in neuen Märkten und Ge-
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Unternehmen am meisten

Weltwirtscha� / Konjunktur

Regulierung

Geopolitisches Umfeld

Demografie / Fachkrä�emangel

Künstliche Intelligenz

Protektionismus

Gesellscha�licher Wandel & sich 
ändernde Arbeitsmodelle

Zusammenarbeit Schweiz – EU 
(Bilaterale III)

Technologischer Wandel

Neue Geschä�smodelle / 
Neue Märkte

0% 10% 20% 30%

    Chancen        Herausforderungen        Unterstützung durch ZHK

Anmerkung: Anteil befragter Unternehmen, die die aufgeführten 
Themen als Chance oder Herausforderung bewerten bzw.  
sich dabei Unterstützung durch die ZHK wünschen. Mehrfach
nennungen möglich. 
Quelle: Umfrage economiesuisse und ZHK; eigene Darstellung

https://www.zhk.ch/de/home.html


1007–08/26
STIMME DER WIRTSCHAFT

schäftsmodellen sowie in den Bereichen Digita-
lisierung und KI. Entsprechend fliessen viele der 
derzeit noch getätigten Investitionen in diese Be-
reiche. Hier identifizieren sie aber auch gewichtige 
Herausforderungen in Bezug auf die Cybersicher-
heit und Innovationsfähigkeit. 

Wie die obenstehende Grafik zeigt, sehen sich 
Zürcher Unternehmen trotz Geopolitik in ers-
ter Linie durch Regulierung ausgebremst. Das 
neue Standortförderungs- und Unternehmens-
entlastungsgesetz, das der Regierungsrat per  
1. Juli 2026 in Kraft setzt, soll diesbezüglich Ab-
hilfe schaffen. Die Zürcher Handelskammer wird 
diese Entwicklungen eng verfolgen und sich wei-
terhin für eine praxistaugliche, schlanke Regulie-
rung einsetzen. zhk.ch  

IM GESPRÄCH ÜBER WOHL-
STAND UND ZUSAMMENHALT

Was erwarten die Menschen von der Wirtschaft? 
Woher kommt der Wohlstand der Schweiz? Und 
wie soll das Zusammenleben im Kanton Zürich 
künftig aussehen? Diese Fragen diskutierten 
Ende Mai rund 60 Bürgerinnen und Bürger aus 
dem Kanton Zürich mit Wirtschaftsvertretern 
im Rahmen eines Townhall-Dialogs der Zürcher 
Handelskammer, von Swiss Re und «Wir, die Wirt-
schaft». Die Gespräche zeigten: Wirtschaftlicher 
Erfolg geniesst breite Unterstützung – gleichzei-
tig werden Verantwortung, Transparenz und ge-
sellschaftliche Verankerung erwartet.

Der Dialog machte deutlich, dass die Bevölke-
rung die Wirtschaft als zentrale Grundlage für 
Wohlstand und Lebensqualität versteht. Es wird 
anerkannt, dass Unternehmen Arbeitsplätze 
schaffen, Innovation ermöglichen und die Wett-
bewerbsfähigkeit des Standorts sichern. Gleich-
zeitig erwarten viele Menschen, dass Unterneh-
men Verantwortung über ihr Kerngeschäft hinaus 
übernehmen. Genannt wurden faire Arbeitsbedin-
gungen, Ausbildungsengagement, gesellschaftli-
che Beiträge und eine verständliche Kommunika-
tion ihrer Anliegen und Leistungen.

Offenheit als Erfolgsfaktor
In den von der Zürcher Handelskammer mitmo-
derierten Gesprächen wurde deutlich, dass der 
Schweizer Wohlstand auf einem Zusammenspiel 
verschiedener Faktoren beruht: politische Stabili-
tät, Rechtssicherheit, Bildung, Unternehmertum 
und internationale Vernetzung. Die Teilnehmen-
den bezeichneten die Offenheit der Schweiz als 
wichtigen Erfolgsfaktor. Gleichzeitig wurde be-
tont, dass wirtschaftliche Offenheit nur dann 
dauerhaft Akzeptanz findet, wenn ihr Nutzen im 
Alltag sichtbar bleibt und möglichst viele Men-
schen daran teilhaben können.

Diskutiert wurden auch zentrale Spannungsfel-
der: zwischen Wachstum und Lebensqualität, 
zwischen internationaler Vernetzung und loka-
ler Verankerung sowie zwischen wirtschaftlicher 
Freiheit und gesellschaftlicher Verantwortung. 
Die Teilnehmenden waren sich einig, dass diese 
Zielkonflikte nicht ausgeblendet werden dürfen.  
Vielmehr braucht es einen offenen Umgang  
mit unterschiedlichen Interessen und tragfähige 
Lösungen.

Vertrauen entsteht im Dialog
Beim Blick auf die Zukunft des Kantons Zürich 
standen Themen wie Wohnraum, Infrastruktur, 
Bildung und gesellschaftlicher Zusammenhalt 
im Zentrum. Gewünscht wird eine Zürcher Wirt-
schaft, die offen, innovativ und wirtschaftlich 
erfolgreich bleibt, gleichzeitig aber Begegnung, 
Integration und soziale Durchmischung fördert. 

Die Zürcher Handelskammer wird sich auch 
künftig für einen attraktiven und wettbewerbsfä-
higen Standort einsetzen. Gleichzeitig will sie den 
Dialog zwischen Wirtschaft, Politik und Bevölke-
rung fördern und den Beitrag der Wirtschaft zu 
Wohlstand, Arbeitsplätzen und Lebensqualität 
sichtbar machen.  zhk.ch  

WICHTIGES AUS DER  
SOMMERSESSION

In der Sommersession hat das eidgenös
sische Parlament wieder diverse für die 
Zürcher Wirtschaft relevante Themen be‑ 
handelt. Aus Sicht der Wirtschaft ist  
das Fazit durchwachsen. Die vollständige 
Finanzierung der 13. AHV-Rente bleibt 
weiter ungeklärt, der Freihandel mit 
Mercosur und Malaysia steht auf wackli-
gen Beinen. Dafür wurden in der Energie-
politik und in der Luftfahrt für die Wirt-
schaft erfreuliche Entscheide gefällt.

Für die Zürcher Wirtschaft waren aus der Som-
mersession folgende Geschäfte besonders rele-
vant:

Finanzierung 13. AHV-Rente: Die 13. AHV-Ren-
te wird 2026 erstmals ausbezahlt. 4,2 Milliarden 
Franken sind dafür nötig. 2030 dürften es rund 
4,5 Milliarden Franken sein und im Jahr 2040 
gegen 5,4 Milliarden Franken. Letztlich konnten  
sich beide Kammern zu einem Kompromiss 
durchringen. Dieser sieht eine unbefristete Mehr-

Zum ausführlichen Bericht  
zum Townhall-Dialog:  
wirdiewirtschaft.ch/ 
vertrauen-braucht-teilhabe
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wertsteuererhöhung um 0,4 (Normalsatz) und 
0,2 Prozentpunkte (Sondersatz), jedoch keine 
zusätzliche Lohnprozentabgabe vor – muss aber 
noch vor das Volk. Damit wäre etwa ein Viertel 
des finanziellen Mehrbedarfs gedeckt.

Technologieoffenheit: Die Schweiz benötigt je-
derzeit genügend Strom – auch im Winter. Um den 
Langzeitbetrieb bestehender Anlagen zu sichern 
und als Option für die Zukunft braucht es Tech-
nologieoffenheit. Dieser Meinung ist nach dem 
Bundesrat und dem Ständerat letztlich auch 
der Nationalrat. Er hat den Gegenvorschlag zur 
Blackout-Initiative angenommen. Das letzte 
Wort wird das Volk haben. Links-Grün hat bereits 
das Referendum angekündigt.

Ladenöffnungszeiten: Der Ständerat hat sich 
äusserst knapp gegen eine Standesinitiative des 
Kantons Zürich zur Flexibilisierung der Sonntags-
verkäufe und damit auch gegen den Bundesrat 
ausgesprochen. Diese würde den Kantonen er-
möglichen, statt wie bisher vier neu bis zu zwölf 
Sonntagsverkäufe pro Jahr vorzusehen. Das Ge-
schäft ist nun zurück beim Nationalrat.

Freihandel: In geopolitisch unsicheren Zeiten wird 
die Diversifizierung von Absatzmärkten für die 
Schweizer Wirtschaft noch wichtiger. Die neuen 
Freihandelsabkommen mit Mercosur und Malay-
sia verbessern die internationalen Rahmenbedin-
gungen für Schweizer Unternehmen und stärken 
deren Position in wichtigen Wachstumsmärkten. 
Die Bauern sowie SP und Grüne stellten sich im 
Nationalrat jedoch gegen das Mercosur-Abkom-
men, über das nun als Nächstes der Ständerat 
berät. Das Abkommen mit Malaysia wurde im 
Parlament zwar genehmigt, es droht jedoch das 
Referendum.

Luftfahrtgesetz: Der Nationalrat hat die Revi-
sion des Luftfahrtgesetzes mit 130 zu 60 Stim-
men angenommen. Im Zentrum stehen die ge-
setzliche Verankerung der Betriebszeiten der 
Flughäfen Zürich und Genf, Regelungen zu Pro-
jektierungszonen sowie die Einführung der so-
genannten Redlichkeitskultur («Just Culture»). 
Der Entscheid stärkt die Landesflughäfen sowie 
die internationale Anbindung der Schweiz. Die 
gesetzliche Absicherung der heutigen Betriebs-
zeiten bedeutet keinen Ausbau, sondern schützt 
den Status quo. Das Geschäft geht nun in den 
Ständerat. zhk.ch  

Neue  
ZHK-Mitglieder
Pointcloud GmbH
Durch technologische Fortschritte in den Bereichen des 
autonomen Fahrens, der Robotik, der Industrieautoma-
tion und der Augmented Reality steigt die Nachfrage 
nach Kamerasystemen, die ihre Umgebung dreidimen-
sional und dynamisch erfassen können. Diese sogenann-
ten LiDAR-Systeme sind jedoch oft noch teuer, sperrig 
sowie bei Reichweite und Auflösung limitiert. Um dies zu 
ändern, entwickelt das zehnköpfige Zürcher Team bei 
Pointcloud einen kostengünstigen, vollintegrierten  
LiDAR-Bildsensor. Basierend auf der Frequenzverschie-
bung eines reflektierten Laserstrahls misst dieser bei 
einer Auflösung von 352 x 176 Pixeln gleichzeitig Abstand 
und Geschwindigkeit von Objekten. Im vergangenen Jahr 
haben wir einen ersten Demonstrator vorgestellt, mit 
dem unsere Kunden dieses neuartige LiDAR-System 
direkt in ihren eigenen Anwendungen evaluieren können.
point.cloud 

Centre Patronal
Ein Name – umfangreiche Aktivitäten. Mit seinem Haupt‑ 
sitz im Waadtland sowie Niederlassungen im politischen 
Zentrum der Schweiz, in Bern, und im wirtschaftlichen 
Zentrum der Schweiz, in Zürich, ist Centre Patronal breit 
aufgestellt. Durch den Kauf der FREI connect AG wurde 
die Niederlassung Zürich ausgebaut. Sie bietet gesamt-
schweizerischen Berufsorganisationen und wirtschaft-
lichen Interessenvereinigungen Dienstleistungen im 
Verbandsmanagement an und unterhält ein Kompetenz-
zentrum Arbeitsrecht. Ausserdem werden mit dem SIU 
praxisbezogene Aus- und Weiterbildungen angeboten. 
centrepatronal.ch

VELLOWS AG
VELLOWS sind Berater in der Immobilien- und Bauwirt-
schaft – mit Fokus auf die Performance von Projekten, 
Organisationen und Gebäuden. Das integrierte Ge-
schäftsmodell umfasst unter anderem Bauherrenver-
tretung, Projektmanagement, Nutzermanagement, 
partnerschaftliche Abwicklungsmodelle, Strategie- und 
Organisationsentwicklung, Projekt-Coaching sowie 
Betriebsoptimierung. Als Macher und Umsetzer an den 
Schnittstellen der Disziplinen führen VELLOWS Projekte 
zum Erfolg – in Zürich, Basel, Zug, Berlin und Köln. 
vellows.com

https://www.zhk.ch/de/home.html
https://point.cloud/
https://www.centrepatronal.ch/
http://vellows.com
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Weitere Informationen sowie die Anmeldung 
für diese und andere ZHK- und Partner-Events 
finden Sie unter: 
www.zhk.ch/events 

Aktuelle Events

Impressum 
Die Zürcher Handelskammer vertritt 
als branchenübergreifender Wirt-
schaftsverband die Interessen ihrer 
über 1300 Mitglieder in den Kantonen 
Zürich, Zug und Schaffhausen. Sie 
setzt sich seit 150 Jahren für liberale 
und wettbewerbliche Rahmenbe-
dingungen für Unternehmen ein und 
bietet zahlreiche Dienstleistungen  
für die exportierende Wirtschaft an.
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